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Text 

Aberkennung der aufschiebenden Wirkung einer Beschwerde 

§ 38. (1) Einer Beschwerde gegen eine abweisende Entscheidung über einen Antrag auf internationalen 
Schutz und der damit verbundenen Ausweisung kann das Bundesasylamt die aufschiebende Wirkung 
aberkennen, wenn 

 1. der Asylwerber aus einem sicheren Herkunftsstaat (§ 39) stammt; 

 2. sich der Asylwerber vor der Antragstellung schon mindestens drei Monate in Österreich aufgehalten hat, 
es sei denn, dass er den Antrag auf internationalen Schutz auf Grund besonderer, nicht von ihm zu 
vertretender Umstände nicht binnen drei Monaten nach der Einreise stellen konnte. Dem gleichzuhalten 
sind erhebliche, verfolgungsrelevante Änderungen der Umstände im Herkunftsstaat; 

 3. der Asylwerber das Bundesasylamt über seine wahre Identität, seine Staatsangehörigkeit oder die 
Echtheit seiner Dokumente trotz Belehrung über die Folgen zu täuschen versucht hat; 

 4. der Asylwerber Verfolgungsgründe nicht vorgebracht hat; 

 5. das Vorbringen des Asylwerbers zu seiner Bedrohungssituation offensichtlich nicht den Tatsachen 
entspricht oder 

 6. gegen den Asylwerber vor Stellung des Antrags auf internationalen Schutz eine durchsetzbare 
Ausweisung oder ein durchsetzbares Aufenthaltsverbot erlassen worden ist. 

(2) Der Asylgerichtshof hat der Beschwerde, der die aufschiebende Wirkung vom Bundesasylamt aberkannt 
wurde, binnen einer Woche ab Vorlage der Beschwerde mit Beschluss die aufschiebende Wirkung 
zuzuerkennen, wenn anzunehmen ist, dass eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des 
Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der 
Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte 
Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen 
oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde. 

(3) Ein Ablauf der Frist nach Abs. 2 steht der Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung nicht entgegen. 


